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VwV Berufsschulunterricht

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums fiir Kultus
iiber den Berufsschulunterricht der Teilnehmer an
Grundausbildungslehrgangen und Férderungslehrgangen

Vom 24. Februar 1994

Geltungsbereich

Die Verwaltungsvorschrift regelt den Berufsschulunterricht fiir berufsschulpflichtige Schiler, die an beruflichen
BildungsmaBnahmen geman §§ 40—40c und 56-62 Arbeitsférderungsgesetz (AFG) vom 25. Juni 1969

(BGBI. IS. 582), zuletzt geandert durch Gesetz vom 23. Juni 1993 (BGBI. | S. 944) teilnehmen.

Bei berufsvorbereitenden BildungsmaBnahmen istin diesem Zusammenhang nach Grundausbildungs- und
Forderungslehrgangen zu unterscheiden (Dienstblatt-Runderlass 20/88 ,Berufsvorbereitende
BildungsmaBnahmen im Bereich der Berufsberatung” vom 20. Januar 1988 der Bundesanstalt fir Arbeit).
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Definitionen

Grundausbildungslehrgénge zielen darauf ab, Schulentlassenen eine berufszielgerichtete Vorbereitung
zu bieten, wenn die unmittelbare Aufnahme einer betrieblichen/liberbetrieblichen Berufsausbildung nicht
moglich ist. Die Grundausbildungslehrgdnge erméglichen es den Teilnehmern, die
Berufswahlentscheidung zu Uberprifen oder zu treffen.

Ein Grundausbildungslehrgang dauert wenigstens zwei und héchstens zwélf Monate. Die Teilnehmer
solcher Lehrgénge sollen theoretische Grundkenntnisse sowie praktische Grundfertigkeiten in mehreren
Berufen erwerben kénnen.

Forderungslehrgange zielen darauf ab, noch nicht berufsreifen Schulentlassenen sowie einfach,
besonders schwer oder mehrfach Behinderten berufsvorbereitende BildungsmaBnahmen zu erméglichen.

Férderungslehrgange dauern in der Regel 12 Monate (F1-Lehrgange). Fir besonders schwer oder
mehrfach Behinderte kénnen auch zweijahrige Lehrgénge eingerichtet werden (F2-Lehrgénge).

Allgemeines

Grundausbildungs- und Férderungslehrgange werden von der Arbeitsverwaltung finanziert und an freie
Trager vergeben.

Sind die Teilnehmer von Grundausbildungs- und Férderungslehrgédngen berufsschulpflichtig, dann haben
sie flir die Dauer der Berufsschulpflicht in einer Berufsschule oder einer berufsbildenden Schule fir
Behinderte am Berufsschulunterricht teilzunehmen. Dieser Berufsschulunterricht findet in der Regel in
Teilzeitform statt.

Teilnehmer an F2-Lehrgéngen sollen die berufsbildende Schule fiir Behinderte besuchen.

Fir Teilnehmer an F2-Lehrgéngen oder fiir Teilnehmer an zwei aufeinanderfolgenden F1-Lehrgéngen
kann nach § 28 Abs. 5 Satz 1 Schulgesetz auf Antrag die Berufsschulpflicht fiir abgegolten erklart werden,
wenn andernfalls die Aufnahme einer Arbeitstatigkeit verhindert wiirde oder wenn nur geringe Aussicht
aufden erfolgreichen Abschluss einer nachfolgenden Berufsausbildung besteht. Die Erklarung kann nur
abgegeben werden, wenn der Antragsteller die Berufsschule regelméaBig besuchte und nachweist, dass er
am Foérderungslehrgang regelmaBig teilgenommen hat. Die Entscheidung dariber trifft die zustandige
obere Schulaufsichtsbehdrde.

Nach Abschluss eines Grundausbildungs- oder Férderungslehrganges erhalten die Teilnehmer ein
Zeugnis der Berufsschule, das dem in der Verwaltungsvorschrift — Zeugnisse, Abschlusszeugnisse,
Abgangszeugnisse und Urkunden fiir berufsbildende Schulen vom 11. Mai 1992 (Amtsblatt des
Séachsischen Staatsministeriums fiir Kultus, Nr. 8/92, S. 5) enthaltenen Muster entspricht.

Der Besuch des Férderungslehrganges muss durch eine entsprechende Nennung in der Zeile
,Fachklasse“ kenntlich gemacht werden. Dabei muss auch ersichtlich sein, ob es sich bei dem besuchten
Férderungslehrgang um einen F1- oder F2-Lehrgang handelt.

Gibt die obere Schulaufsichtsbehérde einem Antrag auf Abgeltung der Schulpflicht nach § 28 Abs. 5
SchulG statt, dann wird ein entsprechender Vermerk in das Zeugnis eingetragen oder nachgetragen.

Rahmenstundentafeln und Lehrpléane fiir den Berufsschulunterricht
Wochentlich werden 8 Stunden Unterricht erteilt.
Es gelten die Rahmenstundentafeln der Anlage.

Soweitin den Fachern Religion/Ethik keine Lehrer zur Verfligung stehen, kann Deutsch, Mathematik oder
fachlicher Unterricht erteilt werden.

Bis zum Erscheinen séchsischer Lehrplédne sind fir die Grundausbildungslehrgange ausgewéhlte
Themen aus den geltenden Lehrplénen des Berufsgrundbildungsjahres in Stoffverteilungspléne
umzusetzen. Diese miissen eine inhaltliche und zeitliche Gliederung ausweisen.

Bis zum Erscheinen séchsischer Lehrpléane sind firr die Férderungslehrgdnge ausgewahlte Themen aus
den geltenden Lehrplanen des Berufsvorbereitungsjahres in Stoffverteilungsplane umzusetzen. Diese
missen eine inhaltliche und zeitliche Gliederung ausweisen.

Inkrafttreten

Die Verwaltungsvorschrift tritt am 24. Februar 1994 in Kraft.

Nowak

Staatssekretéar

Anlage

Rahmenstundentafeln fiir den Berufsschulunterricht von Teilnehmern an Grundausbildungs- und
Forderungslehrgangen
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Grundausbildungslehrgang
Unterrichtsstunden pro Woche)
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VwV Berufsschulunterricht

Unterrichtsfach Fachklassen Fachklassen
des Berufsfeldes 1 der Berufsfelder 2-13
Deutsch 1 1
Sozialkunde 1 1
Religion/Ethik 1 1
Sport 1 1
Wirtschaftskunde - 1
Fremdsprache 1 -

fachlicher Unterricht

Forderungslehrgiange
(Unterrichtsstunden pro Woche)

Unterrichtsfach Stunden pro Woche
Deutsch 1
Mathematik 1
Sozialkunde/Wirtschaftskunde 1
Religion/Ethik 1
Sport 1

2

fachlicher Unterricht

-

Stutzunterricht

©

Sozialkunde und Wirtschaftskunde sind jeweils ein Halbjahr zu unterrichten.

Der fachliche Unterricht soll sich im ersten Halbjahr auf die fiinf Bereiche der praktischen Ausbildung —
meist Metall, Holz, Farbe/Raumgestaltung, Hauswirtschaft/Textil, Gartenbau — beziehen und im zweiten
Halbjahr nach Méglichkeit auf nur ein Berufsfeld konzentrieren.

Der Stitzunterricht kann nach Erfordernis unterstlitzend zum fachlichen, Deutsch- oder
Mathematikunterricht erteilt werden.

Die inhaltliche Differenzierung zwischen F1- und F2-Lehrgéngen erfolgtin Abh&ngigkeit vonden
Zielgruppen.

Zuletzt enthalten in

Verwaltungsvorschrift des S&chsischen Staatsministeriums fir Wissenschaft und Kunst Uber die
geltenden Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

vom 4. Mérz 2004 (SachsABI.SDr. S. S 443)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.02.1994

Seite 2 von 2



	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus  über den Berufsschulunterricht der Teilnehmer an  Grundausbildungslehrgängen und Förderungslehrgängen
	Anlage

	Zuletzt enthalten in

